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Beschlussempfehlung und Bericht 

Des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 14/3333 - 

und 

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

- Drucksache 14/3650- 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schornsteinfegergesetzes und 
anderer schornsteinfegerrechtlicher Vorschriften 


A. Problem 

Angemessene Berücksichtigung der Kehrbezirksbewerber mit mittlerem Bil- 
dungsabschluss in den Bundesländern, in denen der Hauptschulabschluss nach 
neun Schuljahren, der Realschulabschluss jedoch erst nach zehn Schujahren er- 
reicht wird. 


B. Lösung 

Annahme der Gesetzentwürfe der Koalitionsfraktionen und der Bundesregie- 
rung. 

Einstimmigkeit im Ausschuss 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Es sind allenfalls marginale Auswirkungen des Gesetzes auf Ausgaben der 
Haushalte betroffener Bundesländer zu erwarten. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gestzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Drucksache 14/3333 - 

und 

b) der Bundesregierung - Drucksache 14/3650- 

mit folgender Maßgabe, im Übrigen unverändert anzunehmen: 

In Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 Nr. 1 werden die Wörter „wegen Erlangung 
eines mittleren Bildungsabschlusses oder der Flochschulreife“ durch die Wör- 
ter „wegen Erlangung eines qualifizierten Flauptschulabschlusses nach zehn 
Jahren oder mindestens eines mittleren Bildungsabschlusses“ ersetzt. 


Berlin, den 28. Juni 2000 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Matthias Wissmann Karl-Heinz Scherhag 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Karl-Heinz Scherhag 


I. 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Drucksache 14/3333 - wurde in der 
105. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Mai 2000 
und der inhaltsgleiche Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 14/3650 - in der 111. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 29. Juni 2000 zur federführenden Beratung 
an den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie sowie an 
den Rechtsausschuss und den Ausschuss für Bildung, For- 
schung und Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung 
überwiesen. 

II. 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf der Koalitions- 
fraktionen - Drucksache 14/3333 - in seiner Sitzung am 
7. Juni 2000 beraten und einstimmig beschlossen, die An- 
nahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung - Drucksache 14/3650 - in seiner Sitzung am 

28. Juni 2000 beraten und einstimmig in Abwesenheit der 
Mitglieder der Fraktion PDS beschlossen, die Annahme des 
Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen- 
abschätzung hat den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktio- 
nen - Drucksache 14/3333 - und den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung - Drucksache 14/3650 - in seiner 

29. Sitzung am 28. Juni 2000 beraten und einstimmig 
beschlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs in 
Drucksache 14/3333 und Drucksache 14/3650 zu empfeh- 
len. 

III. 

Ziel der inhaltsgleichen Gesetzentwürfe der Koalitionsfrak- 
tionen und der Bundesregierung ist es, in den Bundeslän- 
dern, in denen der Hauptschulabschluss nach neun Schul- 
jahren, der Realschulabschluss jedoch erst nach zehn 
Schuljahren erreicht wird, eine angemessene Berücksichti- 
gung der Kehrbezirksbewerber mit mittlerem Bildungsab- 
schluss zu ermöglichen. In mehreren Bundesländern wird 
der Hauptschulabschluss nach neun Jahren, der Realschul- 
abschluss erst nach zehn Schuljahren erreicht. Streben so- 
wohl der Hauptschüler als auch der Realschüler des glei- 
chen Jahrgangs den Beruf des Schornsteinfegers an, erhält 
der Bewerber mit Hauptschulabschluss in der Regel einen 


besseren Rangstichtag als der gleichaltrige Realschüler mit 
mittlerer Reife. Erlangt der Hauptschüler die mittlere Reife 
im zweiten Bildungsweg als Fachschulreife, ist er ebenfalls 
bessergesteht als der Realschüler mit mittlerer Reife. Dies 
wird von den betroffenen Handwerkern mit Realaschulab- 
schluss als Ungleichbehandlung angesehen. Auch wird be- 
fürchtet, dass Bewerber, die sich frühzeitig für die Ausbil- 
dung als Schornsteinfeger entscheiden, einen mittleren 
Bildungsabschluss an der Relaschule erst gar nicht anstre- 
ben, da damit Verschlechterungen in der beruflichen Ent- 
wicklung hingenommen werden müssen. 

Der Bundesrat hat in seinr 752. Sitzung am 9. Juni 2000 be- 
schlossen, eine Änderung in Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 
Nr. 1 vorzuschlagen, nach der die Wörter „wegen Erlan- 
gung eines mittleren Bildungsabschlusses oder der Haupt- 
schulreife“ durch die Wörter „wegen Erlangung eines quali- 
fizierten Hauptschulabschlusses nach zehn Jahren oder 
mindestens eines mittleren Berufsabschlusses“ ersetzt wer- 
den. Zur Begründung verweist der Bundesrat darauf, dass in 
Mecklenburg- Vorpommern der Hauptschulabschluss nach 
neun Jahren, der qualifizierte Hauptschulabschluss wie der 
Realschulabschluss jedoch erst nach zehn Jahren erreicht 
wird. Der Schüler mit qualifiziertem Hauptschulabschluss 
würde gegenüber dem Realschüler bei der Berechnung des 
Rangstichtages eine Ungleichbehandlung erfahren. Über 
diesen Änderungsvorschlag soll ein Ausgleich der bisheri- 
gen Benachteiligungen bei der Rangstichtagsfestsetzung 
von Schornsteinfegern mit qualifiziertem Hauptschulab- 
schluss ermöglicht werden. Auch soll damit klargesteht 
werden, dass Bewerberinnen und Bewerber mit Fachhoch- 
schuheife ebenfalls in den Genuss rangverbessemder Aus- 
nahmeregelungen kommen können. 

Die Bundesregierung hat dem Änderungsvorschlag in ihrer 
Gegenäußerung zugestimmt. 

IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die Ge- 
setzentwürfe - Drucksachen 14/3333 und 14/3650 - in sei- 
ner 35. Sitzung am 28. Juni 2000 abschließend beraten. 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, dem Deutschen Bun- 
destag die Annahme der inhaltsgleichen Gesetzentwürfe 
der Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung - 
Drucksachen 14/3333 und 14/3650 - in der Fassung der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung zu empfehlen. 


Berlin, den 28. Juni 2000 


Karl-Heinz Scherhag 

Berichterstatter 
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